
1. Bei Meldungen Schweigepflicht in typisierten 

Fällen aufheben: Nötig wäre eine stärkere Aufhebung 

der Schweigepflicht bei den Verdachtsmeldungen (§ 

43 Abs. 5 GwG). Die Sonderregel für typisierte 

Konstellationen gibt es schon, allerdings ist juristisch 

nicht klar, ob diese Regel die Schweigepflicht 

durchbricht. Deshalb könnte § 43 Abs. 5 GwG anders 

als jetzt § 43 Abs. 2 GwG erfassen, weil dann die 

Schweigepflicht eindeutig zurücktritt. 

2.  Wirtschaftlich Berechtigte (WB) ohne Ausnahme 

definieren: 2017 wurde – wenn auch basierend auf 

FATF und EU-Richtlinie – die Definition des WB 

geschwächt, weil nun nach gewisser Prüfung auch 

gesetzliche Vertreter u.a. als wirtschaftlich Berechtigte  

gelten können (§ 3 Abs. 2 GwG). Das erleichtert die 

legale Verschleierung des Berechtigten enorm. 

Besonders schädlich ist diese Ausnahme, weil sie nicht 

nur für die Prüfung von Kunden gilt, sondern auch für 

die Ermittlung eigener wirtschaftlich Berechtigter zur 

Meldung an das Transparenzregister. Deshalb wurden 

auch im Transparenzregister rund 10.000 mal nur 

Geschäftsführer usw. benannt. Während diese 

Ausnahme bei externen Kunden noch verständlich sein 

mag, weil die Ermittlung externer WB sicherlich nicht 

leicht ist, ist sie bei der eigenen Firma inakzeptabel. 

Zugleich müsste die Schwelle von 25 % für die 

Meldung deutlich abgesenkt werden, weil so die Regel 

leicht zu umgehen ist, indem man mehrere 

Gesellschafter einschaltet.  

3. Firmen auf Ermittlung der eigenen WB 

verpflichten: Die Ermittlung der eigenen WB muss 

außerdem auch eine klare Pflicht der Firma sein, die 

Meldepflicht der WB selbst reicht nicht. Es kann nicht 

sein und ist nicht im Einklang mit der 4. EU-Anti-

Geldwäscherichtlinie, dass die Firmen laut 

Gesetzesbegründung keine Ermittlungspflicht zur 

gesamten Kette ihrer WB haben und das Register 

dadurch faktisch an der deutschen Grenze endet, weil 

ein ausländischer WB kaum zu verfolgen ist, wenn er 

nicht meldet. Momentan gelten für die eigenen WB 

nicht einmal die Pflichten, die für die externen WB 

gelten („Durchführung umfassender Prüfungen“, § 3 

Abs. 2 GWG). Demgegenüber sollte das GwG klar 

festhalten, dass Firmen ihre gesamte Kontroll- und 

Beteiligungsstruktur ermitteln müssen. 

4. Ausländische Immobilienkäufer auf Register 

verpflichten: Da das Grundbuch keine WB verzeichnet 

und nur für deutsche Firmen das Handels- bzw. 

Transparenzregister weiterhilft, sollte es 

ausländischen Firmen bei Immobilienkäufen 

vorgeschrieben werden, sich auch ins 

Transparenzregister einzutragen. 

5. Abrufe aus Transparenzregister erleichtern: Die 

Daten aus dem Transparenzregister (§§ 18 ff. GwG) 

sollten einfach (z.B. ohne Download), umfassend (z.B. 

auch mit Personensuche) und kostenlos zugänglich 

sein, wie z.B. in Großbritannien oder Dänemark. – Im 

Übrigen wäre es langfristig besser (und wie in 

Großbritannien und Dänemark der Fall), die Daten des 

Transparenzregisters in das Handelsregister zu 

integrieren und dieses dann nach den genannten 

Grundsätzen zu gestalten. Am besten müssten dafür 

auch die Daten, die nicht im Handelsregister sind, von 

Notaren beglaubigt werden. 

6. Administrative Maßnahmen erleichtern: Die 

Möglichkeit der FIU, auf administrativem Weg 

vorläufige Maßnahmen wie Vermögenssicherung zu 

ergreifen (§ 40 GwG), sollte erweitert werden, da sie 

jetzt auf einen Monat befristet sind. Entweder sollten 

diese Maßnahmen unbefristet möglich sein (wie 

meines Wissens in Frankreich und faktisch in 

Großbritannien durch Möglichkeit der unbegrenzten 

Verlängerung) oder zumindest für einen deutlich 

längeren Zeitraum. 

7. Sanktionen immer veröffentlichen: Sanktionen der 

Aufsichtsbehörden sollten immer öffentlich gemacht 

werden. Heute wissen wir über Geldwäsche deutscher 

Firmen offiziell nur z.B. aus den USA  (siehe z.B. zum 

Mirror Trading der Deutschen Bank) oder 

Großbritannien (ebenfalls zum Mirror Trading). 

Konkret sollte § 57 Abs. 2 und 3 GwG, vielleicht mit 

Ausnahme von Abs. 2 Nr. 3 zum Schutz laufender 

Ermittlungen, gestrichen werden. 

*** 
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